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Gesetzliche Grundlage:
Kapitel Vbis des Gesetzes vom 4. August 1996 über das Wohlbefinden der Arbeitnehmer bei der Ausführung ihrer Arbeit
Königlicher Erlass vom 10. April 2014 über die Verhütung psychosozialer Risiken am Arbeitsplatz
Vorbemerkung
Ziel des vorliegenden Leitfadens ist es, den Personen, die der Ansicht sind, dass sie Opfer von Gewalt und moralischer oder sexueller Belästigung am Arbeitsplatz sind, mögliche Hilfestellungen aufzuzeigen.

Gewalt und moralische oder sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz sind keine neuen Phänomene. Was sich geändert hat, ist das Bewusstsein über die Schwere der psychologischen, physischen, sozialen und ökonomischen Konsequenzen dieser Handlungen. Infolgedessen sieht Kapitel Vbis des Gesetzes vom 4. August 1996 über das Wohlbefinden der Arbeitnehmer bei der Ausführung ihrer Arbeit, eingefügt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. Juni 2002
, Schutzmaßnahmen für Opfer vor.

1 Definitionen
Unter Gewalt am Arbeitsplatz versteht man jede Gegebenheit, bei der ein Arbeitnehmer oder eine andere Person bei der Ausführung der Arbeit psychisch oder physisch bedroht oder angegriffen wird.

Gewalt am Arbeitsplatz äußert sich hauptsachlich durch physische oder verbale Angriffe auf das Opfer (Körperverletzung, Androhung von Gewalt, Beleidigung, Verleumdung, Schikane usw.).

Moralische Belästigung am Arbeitsplatz, umgangssprachlich auch „Mobbing“ genannt, wird wie folgt definiert: eine unrechtmäßige Gesamtheit mehrerer ähnlicher oder unterschiedlicher Verhaltensweisen, von außerhalb oder innerhalb des Unternehmens oder der Einrichtung, die während einer bestimmten Zeit vorkommen, die zum Ziel oder zur Folge haben, dass die Persönlichkeit, die Würde oder die körperliche oder geistige Unversehrtheit eines Arbeitnehmers oder einer anderen Person bei der Ausführung der Arbeit beeinträchtigt wird, dass seine bzw. ihre Arbeitsstelle in Gefahr gebracht wird oder dass eine einschüchternde, feindselige, entwürdigende, erniedrigende oder beleidigende Umgebung geschaffen wird, und die sich insbesondere durch Worte, Einschüchterungen, Handlungen, Gebärden oder einseitige schriftliche Äußerungen äußern. Diese Verhaltensweisen können insbesondere mit dem Alter, dem Personenstand, der Geburt, dem Vermögen, der religiösen oder weltanschaulichen Überzeugung, der politischen Überzeugung, der gewerkschaftlichen Überzeugung, der Sprache, dem aktuellen oder künftigen Gesundheitszustand, einer Behinderung, einem körperlichen oder genetischen Merkmal, der sozialen Herkunft, der Staatsangehörigkeit, einer angeblichen Rasse, der Hautfarbe, der Abstammung, der nationalen oder ethnischen Herkunft, dem Geschlecht, der sexuellen Ausrichtung sowie der Geschlechtsidentität und dem Geschlechtsausdruck zusammenhängen.

Hier einige Beispiele:

1. den Betroffenen ignorieren, von den Kollegen isolieren oder seine Arbeitsutensilien abschaffen;

2. den Betroffenen nicht zu Wort kommen lassen, indem man ihn dauernd unterbricht;

3. den Betroffenen in Misskredit bringen, indem man ihm keine oder seiner Position nicht entsprechende Auftrage erteilt;

4. dem Betroffenen Schaden zufügen, indem man ihn herabwürdigt oder verhöhnt;

5. die Gesundheit des Betroffenen in Gefahr bringen, indem man ihm gefährliche Aufträge erteilt oder seine Arbeitsutensilien beschädigt.

Als sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz bezeichnet man jede Form unerwünschten verbalen, nicht verbalen oder körperlichen Verhaltens sexueller Art, das zum Ziel oder zur Folge hat, dass die Wurde einer Person beeinträchtigt wird oder dass eine einschüchternde, feindselige, entwürdigende, erniedrigende oder beleidigende Umgebung geschaffen wird.

Opfer oder Täter können Personalmitglieder, Arbeitgeber oder andere auf dem Arbeitsplatz präsente Personen (Kunden, Lieferanten, Schüler…) sein.
2 Maβnahmen zur Bekämpfung von Gewalt und Belästigung am Arbeitsplatz
Eine Person, die der Ansicht ist, dass sie Opfer von Gewalt oder moralischer oder sexueller Belästigung am Arbeitsplatz ist, kann sich für verschiedene Wege entscheiden: die internen Maßnahmen des Arbeitgebers in Anspruch nehmen (Vertrauensperson und Gefahrenverhütungsberater), Kontakt aufnehmen mit den Beamten der Kontrolle für das Wohlbefinden bei der Arbeit
, die mit der Überwachung der Einhaltung des Gesetzes vom       4. August 1996 beauftragt wurden, oder den Rechtsweg vor der zuständigen Gerichtsbarkeit beschreiten.

2.1 Die Vertrauensperson (informelle psychosoziale Intervention)

Die Vertrauensperson ist ein zu diesem Zweck geschultes Personalmitglied des Arbeitgebers, das als unparteiischer und unabhängiger Ansprechpartner der ersten Linie interveniert. Die Vertrauensperson versucht in Zusammenarbeit mit dem Betroffenen zunächst informell eine Lösung zu finden: bei der informellen psychosozialen Intervention soll mittels Gesprächen, Intervention bei einem Dritten oder Schlichtung informell eine Lösung gefunden werden.

Die Vertrauensperson hört den Betroffenen an, erteilt Hilfe und Unterstützung und gibt die nötigen Ratschläge (z.B. Beratung des Betroffenen im Hinblick auf die weitere Vorgehensweise).  
Auf Anfrage des Betroffenen kann die Vertrauensperson bei einer anderen Person des Unternehmens intervenieren, u.a. bei einem Vorgesetzen.

Auf Anfrage des Betroffenen kann die Vertrauensperson ebenfalls eine Streitschlichtung zwischen ihm und der beschuldigten Person anberaumen.

Wenn der Arbeitnehmer keinen Antrag auf informelle psychosoziale Intervention stellt oder diese zu keinen Ergebnissen führt, kann er beim Gefahrenverhütungsberater einen Antrag auf formelle psychosoziale Intervention einreichen.

Die Vertrauensperson unterliegt dem Berufsgeheimnis, so dass die Anliegen der Betroffenen mit der nötigen Vorsicht und Vertraulichkeit behandelt werden.

Für den Arbeitgeber im Allgemeinen hat die Vertrauensperson die Aufgabe, im Rahmen der Risikoanalyse bezüglich der arbeitsbedingten psychosozialen Belastung und der Redaktion des Jahresberichts, dem Gefahrenverhütungsberater sachdienliche Informationen mitzuteilen.

2.2 Der Gefahrenverhütungsberater (informelle oder formelle psychosoziale Intervention)

Wie bereits erwähnt, kann sich der Betroffene ebenfalls an den Gefahrenverhütungsberater wenden. Dieser sucht, wie die Vertrauensperson, zuerst nach einer informellen Lösung. Seine Rolle besteht im Wesentlichen aus einer Vermittlungsfunktion, die sich in einem informellen Rahmen leichter gestalten lässt.

Im Unterschied zur Vertrauensperson kann der Gefahrenverhütungsberater Anträge auf eine formelle psychosoziale Intervention registrieren und behandeln.

Bei der formellen psychosozialen Intervention wird der Arbeitgeber aufgefordert, geeignete kollektive und individuelle Maßnahmen zu ergreifen, und zwar auf Grundlage einer Analyse der spezifischen Arbeitssituation des Antragstellers und der Maßnahmenvorschläge, die der Gefahrenverhütungsberater in einer Stellungnahme abgibt.

Ein Antrag auf eine formelle psychosoziale Intervention kann nur eingereicht werden, wenn vorher ein Gespräch mit dem Gefahrenverhütungsberater stattfand. Sobald der Antrag eingereicht wurde, teilt der Gefahrenverhütungsberater dem Arbeitgeber unverzüglich die Existenz dieses Antrags mit. 

Er informiert den Arbeitgeber ebenfalls über den Kündigungsschutz des Antragstellers und der eventuellen Zeugen. Der Kündigungsschutz betrifft nur die Kündigung, die eine Verbindung zum Antrag auf formelle psychosoziale Intervention, zur Beschwerde, zur Klage oder zur Zeugenaussage aufweist. Im Falle einer umstrittenen Kündigung muss der Arbeitgeber beweisen, dass diese auf anderen Gründen basiert (Umkehr der Beweislast). 

Die beschuldigte Person erhält durch den Gefahrenverhütungsberater eine Auflistung der Taten, die ihr zu Last gelegt werden.

Der Gefahrenverhütungsberater untersucht die Akte in aller Sachlichkeit und schlägt dem

Arbeitgeber möglichst adäquate Maßnahmen vor. Der Arbeitgeber ist gezwungen,

Maßnahmen zur Behebung der Gewalt oder Belästigung zu ergreifen.

Sollten diese Maßnahmen ineffektiv sein oder sollte der Arbeitgeber keine Maßnahme ergriffen haben, ruft der Gefahrenverhütungsberater die zuständigen Beamten der Kontrolle für das Wohlbefinden bei der Arbeit, Föderaler Öffentlicher Dienst Beschäftigung, Arbeit und Soziale Konzertierung, an, wenn eine ernste und unmittelbare Gefahr für den Arbeitnehmer besteht und die beschuldigte Person der Arbeitgeber ist oder dem leitenden Personal angehört.

2.3 Klage bei der Kontrolle für das Wohlbefinden bei der Arbeit
Der Betroffene kann sich auch direkt an die Beamten der Kontrolle für das Wohlbefinden am Arbeitsplatz (Direktion Lüttich, Boulevard de la Sauvenière 73, 4000 Lüttich, Tel.: 04/221 21 33) wenden. Deren Hauptaufgabe ist die Kontrolle und das Durchsetzen der entsprechenden Gesetzgebung. Wenn nötig, kann die Kontrolle für das Wohlbefinden bei

der Arbeit den Arbeitsauditor am Arbeitsgericht anrufen.

2.4 Klage vor Gericht
Der Betroffene hat schließlich die Möglichkeit, ein Verfahren vor Gericht anzustrengen. Dieses Verfahren kann sowohl zivilrechtlicher als auch strafrechtlicher Natur sein.

Das Zivilverfahren findet in der Regel vor dem Arbeitsgericht statt. Der Betroffene kann beantragen, dass das Gericht die Einstellung der Belästigung und/oder die Zahlung eines Schadensersatzes anordnet. Das Strafverfahren spielt sich vor dem Korrektionalgericht ab und dient der Verfolgung von Vergehen. Wenn das Gerichtsverfahren bereits eingeleitet wurde, kann die Prozedur bei der Kontrolle für das Wohlbefinden bei der Arbeit nicht mehr in Anspruch genommen werden.

3 Kontaktdaten der Ansprechpartner der ersten Linie für das Personal des Gemeinschaftsunterrichtswesens und der Autonomen Hochschule in der DG

3.1 Die Vertrauensperson

Eine Vertrauensperson ist derzeit nicht bezeichnet. Das Personal ist gebeten, sich direkt an den Gefahrenverhütungsberater (vgl. Punkt 4.2.) zu wenden.
3.2 Der Gefahrenverhütungsberater

Securex – Externer Dienst für Vorbeugung und Schutz
- Psychosoziale Zelle

0800 988 22 (DE) oder 0800 100 59 (FR/NL)

- EAP-Programm („Employee Assistance Program“)

Dieser Dienst zur psychologischen Begleitung nach einem traumatisierenden

Ereignis am Arbeitsplatz (z.B. bei Gewalt durch Kollegen, Vorgesetzte oder

Schüler, bei schwerem Arbeitsunfall, Selbstmord oder Tod eines Mitarbeiters

oder eines Schülers usw.) ist sieben Tage auf sieben, rund um die Uhr, unter

der kostenlosen Rufnummer 0800 11 335 zu erreichen.

� B.S. vom 22. Juni 2002.


� http//www.emploi.belgique.be/defaultTab.aspx?id=338


� Personalmitglieder der anderen Schulnetze wenden sich bitte an den jeweiligen Schulträger.
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